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DATEV eG ist das Softwarehaus und der IT-Dienstleister für Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 
und Rechtsanwälte sowie deren zumeist mittelständische Mandanten. Das Unternehmen zählt 
mit fast 8.000 Mitarbeitern zu den größten IT-Dienstleistern und Softwarehäusern in 
Deutschland und Europa. 

Das Leistungsspektrum der DATEV reicht von mehr als 200 PC-Programmen über Cloud-
Dienste wie Online-Anwendungen, Datenverarbeitung und -archivierung im Rechenzentrum 
bis hin zu Outsourcingleistungen sowie Sicherheitsdienstleistungen. Beratungsleistungen und 
Angebote zur Wissensvermittlung runden das Angebot ab. 

Mit über 40.000 Mitgliedern unserer Genossenschaft erreichen wir über 2,5 Mio. KMU, deren 
Daten bei uns im Auftrag verarbeitet werden. 

DATEV entwickelte sich konsequent zu einem international agierenden Dienstleister, der heute 
auch im Ausland (Italien, Österreich, Tschechien, Polen, Slowakei, Ungarn, und Spanien) 
unterstützt. 

Die Stellungnahme der DATEV eG erfolgt ausschließlich aus dem Blickwinkel des 
Unternehmens als berufsständischer IT-Dienstleister, insofern wird sie unabhängig von 
Stellungnahmen berufsständischer Organisationen wie Kammern und Verbänden abgegeben. 
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DATEV begrüßt die Initiative der EU-Kommission zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs 
und zur Nutzung der Möglichkeiten digitaler Technologien.  

Als IT-Genossenschaft von Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern und Anwälten mit dem 
spezifischen Wissen über 2,5 Millionen kleine und mittelständische Unternehmen in 
Deutschland und Standorten in mehreren Mitgliedstaaten hat DATEV eine große Expertise in 
der Digitalisierung. Mit unseren Softwarelösungen unterstützen wir unter anderem die 
steuerliche Deklaration. Unsere Erfahrung und Perspektive einer europäischen Genossenschaft 
sind Hintergrund unserer folgenden Ausführungen.  

1. Digitale Meldepflichten: EU-Vorhaben im Kontext nationaler Systeme 

In vielen Mitgliedstaaten wurden in den letzten Jahren digitale Meldesysteme zur Bekämpfung 
des Mehrwertsteuerbetrugs eingeführt oder ihre Einführung geplant. Diese reichen von 
Reporting-, über Split-Payment- zu Clearance-Modellen in verschiedenen Ausgestaltungen. 
Die Systeme konzentrieren sich auf die Bekämpfung nationaler Betrugsfälle und sind hier, wie 
z.B. aus Italien bekannt, sehr erfolgreich. 

In Anbetracht der unterschiedlichen Ansätze in den Mitgliedstaaten begrüßen wir eine 
europäische Initiative. Dies sollte sich auf die Betrugsbekämpfung in 
grenzüberschreitenden Fällen und die Interoperabilität der verschiedenen bestehenden 
Ansätze konzentrieren.  

Ziel muss es sein, einen Ausgleich zwischen dem Interesse des Staates an der Sicherung der 
Staatseinnahmen einerseits und dem Interesse der Wirtschaft an effizienten, unbürokratischen 
Prozessen andererseits zu schaffen. Die Akzeptanz in der Wirtschaft wird wesentlich davon 
abhängen, ob bereits getätigte Investitionen erhalten bleiben und eine Verbesserung der 
Prozesse im Vergleich zum derzeitigen Status Quo ermöglicht wird.  

1.1. EU-Mindestanforderungen (Kern-Datenmodell) 

Für die erfolgreiche Betrugsbekämpfung durch EU-Meldepflichten von MwSt-Umsätzen ist der 
effiziente Abgleich der relevanten Daten und damit die Einigung auf ein digitales 
Standardformat erfolgskritisch.  

Zentraler Aspekt der Überlegungen sollten daher verbindliche EU-Mindestanforderungen 
(Kern-Datenmodell) für die Meldeerfordernisse im Waren- und Dienstleistungsverkehr sein. 
Soweit erforderlich, könnten diese von den Mitgliedsstaaten um die jeweils bestehenden 
nationalen Anforderungen erweitert werden. Durch Nutzung des Kern-Datenmodells für 
nationale sowie grenzüberschreitende Fälle kann verhindert werden, dass durch 
unterschiedliche nationale und europäische digitale Meldepflichten unnötige Mehraufwände 
entstehen. 

Die Einführung der obligatorischen elektronischen B2B-Rechnungsstellung ist in diesem 
Zusammenhang der Eckpfeiler. Mit der CEN-Norm 16931 wurde bereits ein technischer 
Standard für die elektronische Rechnungsstellung geschaffen und in weiten Teilen der 
Wirtschaft und Verwaltung umgesetzt. 
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Dieser sollte als digitales Standardformat auch die Grundlage für die Aufzeichnung der Daten 
über MwSt-Umsätze sein.  

Um dem Grundsatz der Datenminimierung gerecht zu werden, müssen sich die 
Meldepflichten auf Informationen beschränken, die für die Bekämpfung des 
Mehrwertsteuerbetrugs relevant sind. Zur Betrugsbekämpfung reicht es aus, einen Teil der 
in einer geprüften elektronischen Rechnung enthaltenen Informationen zu melden (z. B. 
Vertragspartner, Rechnungsnummer, Nettogesamtbetrag, Steuerbetrag). Weitere Teile der 
Rechnungen zur Auftrags- und Zahlungsabwicklungen werden nicht benötigt. 

Bereits mit den genannten Informationen können die nationalen Finanzverwaltungen die in 
den Umsatzsteuervoranmeldungen enthaltenen Meldebeträge (speziell im Vorsteuerbereich) 
abgleichen. Unplausibilitäten aufgrund der unberechtigten/zu hohen Geltendmachung von 
Vorsteuerbeträgen können so zeitnah erkannt und somit Betrugsszenarien vermindert werden.   

1.2. Dezentrales System 

Ein System sollte dezentral aufgebaut sein. Dies gilt zum einen, um die bereits in vielen 
Mitgliedstaaten aufgebauten Systeme zur Betrugsbekämpfung sowie die bestehenden 
Strukturen der Privatwirtschaft zu erhalten und darauf aufbauen zu können.  

Zum anderen kommen einem dezentralen System Vorteile bei der Gewährleitung der 
Datensicherheit zu. Auch kann in einem dezentralen System der Gefahr des „Single Point of 
Failure“ und der einer zu großen Datenkonzentration von höchstvertraulichen 
Unternehmensdaten entgegengewirkt werden.  

1.3. Win-Win-Situation 

Die Akzeptanz eines Betrugsbekämpfungssystems in der Wirtschaft kann maßgeblich erhöht 
werden, wenn es nicht als reine zusätzliche Bürokratie wahrgenommen wird.  

Die damit verbundene generelle Einführung der elektronischen Rechnung wird nicht nur 
signifikant zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs beitragen, sie birgt zahlreiche 
Effizienzvorteile und kann einen wichtigen Beitrag zur Digitalisierung der Wirtschaft leisten.   

Ein neben den Effizienzgewinnen im Rechnungsstellungsprozess gewichtiger Vorteil des 
elektronischen Meldesystems könnte für den Steuerpflichtigen u.a. die frühzeitige Erlangung 
von Rechtssicherheit sein (Bestätigung der Einhaltung von Formvorschriften, Korrektheit des 
Vorsteuerabzugs, Erleichterung der Betriebsprüfung, schnellere Überprüfung von strittigen 
Sachverhalten), aber auch Erleichterungen wie der Entfall der Zusammenfassenden Meldung 
und die schnellere Erstattung von Vorsteuern. Die Realisierung dieser Vorteile sollte unbedingt 
angestrebt werden. 
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2. Einheitliche MwSt-Registrierung vor dem Hintergrund des OSS 

Die Überlegungen der EU-Kommission zur Einführung einer europaweiten einheitlichen 
Mehrwertsteuerregistrierung sind aus Gründen des Bürokratieabbaus und der 
Prozessoptimierung im Rahmen der Steuerdeklaration sehr zu begrüßen. Derzeit ist die 
Registrierung nur für grenzüberschreitende Umsätze erforderlich, so dass viele bislang 
ausschließlich national tätige Unternehmen nicht über eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer (auch im Ansässigkeitsstaat) verfügen. Der Aufnahme internationaler 
Geschäftsbeziehungen stehen häufig die derzeit bestehenden Verpflichtungen zur 
umsatzsteuerlichen Registrierung und den damit verbundenen langwierigen, bürokratischen 
Prozessen entgegen. Auch die länderspezifischen Besonderheiten im Rahmen der 
Registrierung führen häufig zu Befolgungsproblemen und verursachen Unsicherheit und 
steuerliche Risiken.  

Die Einführung einer einheitlichen Mehrwertsteuerregistrierung könnte diesen 
Problemstellungen entgegenwirken. Zudem wäre eine verpflichtende einmalige Registrierung 
auch für inländische Sachverhalte ein weiterer wichtiger Schritt und könnte einen wichtigen 
Beitrag im Rahmen der Unternehmensidentifikation leisten und somit Betrugsszenarien 
minimieren. 

2.1. Einschätzung Wirksamkeit OSS 

Grundsätzlich ist die Schaffung der Möglichkeit, Fernverkäufe innerhalb der EU über das 
Besteuerungsverfahren des OSS abwickeln zu können, ein wichtiger Schritt und eine 
Erleichterung für Unternehmen mit Endkunden/Endverbraucherbezug im Hinblick auf 
umsatzsteuerliche Registrierungserfordernisse im EU-Ausland. Speziell die Abschaffung 
länderspezifischen Lieferschwellen und die verringerte Notwendigkeit umsatzsteuerlicher 
Registrierungsverpflichtungen im EU-Ausland erweisen sich als besonders positiv.  

Derzeit ist die Nutzung des OSS-EU Regelung insbesondere für Unternehmen, die im 
eCommerce neue Märkte in anderen Mitgliedstaaten erschließen, interessant. Für 
Unternehmen, die diese Strukturen schon aufgebaut haben, sind die Effizienzgewinne 
geringer.  

2.2. Notwendige Erweiterung des Besteuerungsverfahrens  

Insgesamt sind jedoch noch nicht alle möglichen OSS Effizienzgewinne gehoben, da 
Unternehmen nach wie vor zur umsatzsteuerlichen Registrierung in verschiedenen 
Mitgliedstaaten verpflichtet sind.  

Dies betrifft im speziellen Unternehmen, die über eigene europaweite Lagerstrukturen 
verfügen bzw. die über Unternehmen/Plattformen mit europaweiter Lagerstruktur Waren an 
Endkunden verkaufen, da hier Registrierungsverpflichtungen in den Lagerländern weiterhin 
bestehen. Eine Erweiterung des OSS um die Abbildung von innergemeinschaftlichen 
Verbringungstatbeständen bzw. der hieraus resultierenden Erwerbsbesteuerung im EU-
Ausland, wäre der nächste konsequente Schritt. 



DATEV-Stellungnahme zur EU-Konsultation „Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“ 

 

 

April 2022         5 
– Intern – 

Auch sollten Lieferungen innerhalb eines Mitgliedsstaates aus Lagern an Endverbraucher über 
den OSS abgewickelt werden können („domestic sales“).  

Zudem ist eine umsatzsteuerliche Registrierung nötig, wenn eine Betriebsstätte in einem 
anderen Mitgliedstaat existiert.  

Perspektivisch sollte auch die Geltendmachung von Vorsteuerbeträgen über den OSS 
ermöglicht werden.  

In der derzeitigen Ausgestaltung ist der OSS für viele Unternehmen aufgrund der dargestellten 
Ausnahmesachverhalte noch nicht praktikabel. Der Anwendungsbereich sollte daher erweitert 
werden. 

2.3. Verbesserungspotentiale im derzeitigen Besteuerungsverfahren 

Neben den vorstehend dargestellten Nutzungshemmnissen durch nicht abgedeckte 
Standardsachverhalte, birgt bereits der Registrierungsprozess Verbesserungspotential, da hier 
derzeit noch viel manuelle Eingaben und Prozessschritte nötig sind.  

Erhebliches Verbesserungspotential besteht zudem im eigentlichen Deklarationsprozess. 
Aufgrund fehlender Bereitstellung von Standardschnittstellen zur Datenübertragung, ist 
derzeit eine ineffiziente und fehleranfällige händische Eintragung in elektronische Formulare 
der Verwaltungen notwendig, anstatt die von den elektronischen Vorsystemen (u.a. 
Buchhaltungssoftware) aufbereiteten Daten automatisiert zu verarbeiten. Besondere 
Schwierigkeiten bereitet darüber hinaus die im OSS Verfahren vorgesehene Berichtigung von 
rückwirkenden Sachverhalten über drei Jahre im Rahmen der aktuell anstehenden OSS-
Meldung. Eine Berichtigung solcher Sachverhalte über die Korrektur einer schon eingereichten 
OSS-Meldung (ähnlich dem Umsatzsteuervoranmeldungsprozess) wäre aus Sicht der 
Datenermittlung und der Nachvollziehbarkeit zu bevorzugen. 

Darüber hinaus scheint die Zusammenarbeit der für den OSS zuständigen 
Verwaltungseinheiten der Mitgliedsstaaten im Rahmen der zwischenstaatlichen Abwicklung 
nur eingeschränkt praktikabel, da von den Steuerpflichtigen bei den national zuständigen 
Behörden zeitlich korrekt bereitgestellte OSS-Meldungen aufgrund falscher/nicht 
vorgenommener Datenweitergabe häufig zu Mahnungen/Aufforderungen seitens der 
ausländischen Behörden beim Steuerpflichtigen führen.  

2.4. Verbesserungspotentiale Informationsbereitstellung 

Die Einführung von OSS und IOSS in Deutschland war formal und zeitlich korrekt. Die 
Bereitstellung der notwendigen laufenden Informationen (FAQs, Neuerungen im 
Deklarationsprozess beim Datenimport, etc.) erfolgt allerdings zumeist erst kurzfristig oder gar 
nur auf Rückfrage bei den Behörden. Es bestehen bis heute aufgrund fehlender Klarstellung 
von Details viele kleine Stolperfallen bei der Anwendung des Verfahrens. 
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